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Heber Reform des ſtaatswiſſenſchaſtlichen Univerfitäts- 
Studiums )). 


Die Wiſſenſchaſt vom Staate und allen ſeinen Functionen bildet 
bei der heutigen Entwicklung des öffentlichen Lebens einen weſentlichen 
Gegenſtand der geiſtigen Beſtrebungen unſerer Zeit. Nicht bloß diejenigen, 
welche berufsmäßig mit öffentlichen Angelegenheiten ſich beſchäftigen, 
ſondern auch das Bürgerthum, welches zum Geſchwornenamte, zur Ver⸗ 
waltung und Geſetzgebung herangezogen wird, bedarf einer detaillirteren 
Kenntniß der organiſchen Einrichtungen des modernen Staates, ſoll es 
ſeinen Rechten und Pflichten mit Erfolg zu entſprechen in der Lage 
ſein 2). Es iſt klar, daß die Bewegung nach vorwärts in erſter Linie 
von den Univerſitäten ausgehen muß und kein Fortſchritt einzubürgern 
möglich iſt, wenn nicht das Studium an den Hochſchulen den Bedürf⸗ 
niſſen der Zeit entſprechend reformirt wird . 

Was insbeſondere die Staatswiſſenſchaften anbelangt, ſo geht das 
Studium derſelben aus dem Grunde ſo zurück, weil das Syſtem der 
Staatsprüfungen ſaſt überall fo organiſirt iſt, daß die Hörer der Uni⸗ 


Aus der Unterrichtszeitung der „N. Fr. Preſſe“. M. vergl. zum Gegenſtande 
auch die Aufſätze in Nr. 42, Ihrg. 1869, Nr. 3, Ihrg. 1872 und Nr. 10, 
Ihrg. 1875 der „Oeſterr. Zeitſchriſt für Verwaltung“. 

) L. Stein: „Gegenwart und Zukunſt der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft 
Deutſchlands“ (Stuttgart, 1876) erklärt ſogar die Rechtswiſſenſchaft nur für 
eine Hilfswiſſenſchaft der Staatswiſſenſchaften und überſchätzt damit aller⸗ 
dings die Bedeutung der Staatswiſſenſchaſten. Vergleiche ferner: Meyer 
Georg: „Ueber das Studium des öffentlichen Rechtes und der Staats⸗ 
wiſſenſchaften in Deutſchland“. Jena, 1875. 

) Wahlberg: „Die Reform der Rechtslehre an der Wiener Hochſchule ſeit 
deren Umwandlung zu einer Staatsanſtalt“ (Oeſterreichiſche Wochenſchrift 
für Wiſſenſchaft und Kunſt; Beilage der Wiener Zeitung ex 1865), ſchildert 


in erſchöpfender Weiſe die Reformbeſtrebungen der Geſetzgebung ſeit Maria 


Thereſia. 


verſität wegen Ueberbürdung mit ſtreng juriſtiſchen Collegien nicht 
in der Lage ſind, bereits während ihrer Studienzeit intenſiv dieſen 
Wiſſenszweigen ſich zu widmen. Es wird ſowohl in Deutſchland als in 
Oeſterreich bei den Staatsprüfungen das Schwergewicht faſt ausſchließlich 
auf die ſtrengen Juſtizſächer, Civil⸗ und Strafrecht ſammt Proceß gelegt 
und die Kenntniß der Staatswiſſenſchaften in Preußen faſt gar nicht 
und in Oeſterreich nur ſo nebenher zur Bedingung des Eintrittes in 
den öffentlichen Dienſt gemacht. Der Staat mit ſeinen heutigen Aufgaben 
erfordert jedoch, um mit Geſchick vertreten werden zu können, eine gründ⸗ 
liche Vertiefung in ſeine einzelnen Lebensbedingungen; er muß in ſeiner 
Individualität als Förderer der vielfachen Theilzwecke der Geſellſchaft 
ganz ſelbſtſtändig Object eines ſyſtematiſchen Studiums ſein und darf 
der künftige Repräſentant der Staatsgewalt, er mag in der Juſtiz oder 
Verwaltung dienen, nicht mit dem bloßen Studium der Jurisprudenz 
ſich begnügen, ſondern muß auch eine genaue Kenntniß der Aufgaben 
der Verwaltung und insbeſondere der Wechſelwirkung zwiſchen Juſtiz 
und Verwaltung in den praktiſchen Dienſt mitbringen. 

Wie kann der Candidat des Juſtizdienſtes angeſichts der vielfachen 
Verſchlingungen unſerer verſchiedenen gerichtlichen und adminiſtrativen 
Jurisdictionen ſeiner Aufgabe entſprechen, wenn er nicht außer ſeinem 
Civil⸗ und Strafrechte auch noch Staats⸗ und Verwaltungsrecht wenig⸗ 
ſtens in ſeinen wichtigſten Umriſſen genau kennt? Wie kann er als 
verläßliches Organ der Juſtizpflege fungiren, wenn er bei den vorkom⸗ 
menden Rechtsſachen die vielfachen Berührungen des Civil⸗ und Ver⸗ 
waltungsrechtes und das Hinübergreifen des einen Gebietes in das 
andere nicht mit ſicherem Blicke überſchaut? 

Der Fluch der Einſeitigkeit rächt ſich aber noch viel mehr bei 
Jenen, die mit einem fo mangelhaften ſtaatswiſſenſchaſtlichen Wiſſen in 
die Verwaltung treten. Wie ſoll ein rein nur civiliſtiſch gebildeter Uni⸗ 
verſitäts⸗Abiturient ſür das vielgeſtaltige täglich neue Gebilde ſchaffende 
Gebiet der inneren Verwaltung, für das Finanzweſen, für die Gebiete 
der commerciellen und induſtriellen Verwaltung eine erſprießliche Thä⸗ 
tigkeit zu entfalten in der Lage ſein, wenn er an der Univerſität Jus 
und immer nur Jus getrieben hat. Wie ſoll ein ſolcher Verwaltungs⸗ 
Aſpirant in den einzelnen Zweigen ſeines Berufes irgend eine Initiative 
zu ergreifen befähigt ſein, wenn ihm der Ueberblick über die einzelnen 
Verwaltungszweige ſehlt und wenn er nicht einmal mit den Hauptfunc⸗ 
ttonen des Staates und feiner einzelnen Lebensbedingungen vertraut iſt? 
Allerdings ſagt man, daß das ſtrenge Rechtsſtudium den Univerſitäts⸗ 
Hörer ganz unvermerkt mit den einzelnen Phaſen des Staatslebens ver⸗ 
traut macht und jedes Rechts⸗Inſtitut ſo mit dem Organismus des Staates 
verwebt iſt, daß der Studirende ſucceſſive ein vollſtändiges Bild von den 
beſtehenden Staatseinrichtungen gewinnt, wenn er auch nicht ſpeciell mit 
der Wiſſenſchaft vom Staate und ſeinen Functionen ſich beſchäftigt. 
Mindeſtens ſchaffe das ſtrenge Rechtsſtudium eine derartige Schärfung 
der Urtheilskraft und eine ſolche Gewandtheit im Verſtändniß beſtehen⸗ 
der Geſetze, daß der Mangel poſitiver Detailkenntniſſe in den einzelnen 
Verwaltungszweigen leicht entbehrt werden könne. So vieles Richtige an 


dieſen Argumenten ift, eben jo vorfichtig muß man dieſelben gebrauchen. Man 
darf der Logik und ihren Künſten eben nicht eine zu große Aufgabe zumu⸗ 
then. Der Verwaltungsbeamte kann mit der beſten Technik im Rechtsſtudium 
nicht den Mangel an poſitiven Detailkenntniſſen in Sachen der täglichen Ver⸗ 
waltung erſetzen, und muß der adminiſtrative Functionär ſein allgemeines 
Wiſſen mit einer Reihe von Specialſtudien in den einzelnen Disciplinen der 
Staats wiſſenſchaften materiell ergänzen, ſoll er von ſeiner Gewandtheit 
als Juriſt einen nützlichen Gebrauch zu machen in die Lage kommen. 
Um die Geſchäfte der Regierung nicht nur oberflächlich zu erledigen, 
muß der Verwaltungsbeamte über die treibenden Factoren des Staats⸗ 
lebens und über die Bedürfniſſe der Bevölkerung in den einzelnen 
Verwaltungszweigen durch ein ſyſtematiſches Detailſtudium ſich die er⸗ 
forderliche Klarheit verſchafft haben und muß im Stande ſein, um mit 
Nachdruck ſeine Maßregeln durchzuführen, die Tragweite ſeiner Dis⸗ 
poſitionen in allen einzelnen Conſequenzen zu überſchauen. Das kann er 
alles mit dem bloßen Rechtsſtudium allein nicht fertig bringen, und er 
muß alſo auch im Gebiete der Staatswiſſenſchaften ein gründliches Detail⸗ 
ſtudium während ſeiner akademiſchen Laufbahn treiben. Wie ſoll nun 
das Syſtem der Staatsprüfungen reformirt werden, um unbeſchadet der 
Gründlichkeit des reinen Rechtsſtudiums auch das ſtaatswiſſenſchaftliche 
Wiſſen der abſolvirten Rechtshörer ſo zu geſtalten, daß ſowohl der 
Candidat des Juſtizdienſtes als der Candidat des Verwaltungsdienſtes 
mit einem vollſtändig ausreichenden Wiſſen über beide Zweige des 
Staatsdienſtes in die Praxis eintritt? Gegenwärtig beſtehen in Deutſch⸗ 
land zwei Prüfungsſyſteme, 1. das preußiſche und 2. das württem⸗ 
bergiſche, welch letzteres auch das ſüddeutſche Prüfungsſyſtem genannt 
wird. Während das preußiſche Syſtem nach dem Geſetze vom 6. Mai 
1869 nebſt den gemeinrechtlichen Studienfächern bei der nach dem 
Triennium ) abzulegenden theoretiſchen Staatsprüfung bloß die Kennt⸗ 
niß der Grundlagen der Staatswiſſenſchaften verlangt, theilt das ſüd⸗ 
deutſche Staatsprüfungsſyſtem die juridiſchen Studien in zwei Gruppen, 
in die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fächer, und gibt Jenen, welche 
ſich der Juſtiz widmen, einen ganz anderen Bildungsgang als Jenen, 
welche in die Verwaltung eintreten wollen. Während die Juriſten eine 
vorzüglich juriſtiſche Staatsprüfung aus dem Civil⸗ und Strafrechte ab⸗ 
zulegen haben, müſſen ſich die Aſpiranten der Verwaltung einer vor⸗ 
wiegend cameraliſtiſchen Staatsprüſung unterziehen, und iſt alſo Thei⸗ 
lung der Arbeit Grundprincip dieſes Prüfungsſyſtems. 

An dieſe beiden Syſteme reiht ſich das öſterreichiſche als drittes 
an, wonach jeder Candidat bereits nach zwei Jahren eine rechts⸗ 
hiſtoriſche Prüfung aus den gemeinrechtlichen Fächern, ſowie deutſcher 
Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte zu machen gezwungen iſt, worauf er dann 
in den letzten ſechs Wochen des achten Semeſters eine judicielle Prü⸗ 
fung aus den particularen Civil⸗ und Strafrechtsſächern und nach voll- 
ſtändigem Ablauf des Ouadrienniums eine adminiſtrative Prüfung aus 
National⸗Oekonomie, Finanzwiſſenſchaft und öſterreichiſcher Statiſtik ab⸗ 
zulegen verpflichtet iſt. Wir können nicht leugnen, und die deutſche 
Wiſſenſchaft gibt uns ebenfalls das Zeugniß, daß das öſterreichiſche 
Staatsprüfungsſyſtem in Vielem den Syſtemen Deutſchlands vorzuziehen 
iſt. Nichtsdeſtoweniger iſt es im Punkte der ſtaatswiſſenſchaftlichen Vor⸗ 
bildung doch ebenfalls noch ſehr mangelhaft und bedarf ebenſo wie die 
deutſchen Prüfungsſyſteme einer durchgreifenden Reſorm. Es iſt merk⸗ 
würdig, daß alle Verſuche in Deutſchland, legislativ das Staats⸗ 
prüfungsweſen in dieſem Punkte zu verbeſſern, und den Staatswiſſen⸗ 
ſchaften in den Prüfungsvorſchriften eine würdigere Stellung einzu⸗ 
räumen, bisher ohne Erfolg blieben. Wir glauben die Urſache dieſer 
Erſcheinung in dem Umſtande finden zu können, daß die Wiſſenſchaft 
in dieſer Frage eben noch nicht einig iſt. Die Geſetzgebung kann ſich 
dort ſchwer zu einer entſchiedenen That aufraffen, wo die Theorie noch 
voll von Zweifeln iſt. Die preußiſche Regierung nahm wohl vor Kurzem 
einen Anlauf und legte dem Landtage einen Gefetzentwurf über die Be⸗ 
fähigung zum höheren Verwaltungsdienſte vor. Sie beantragte hiebei die 
Einführung eines Zuſatz⸗Examens zur jetzigen theoretiſchen Staatsprüfung 
als Bedingung zur Zulafſung in den Verwaltungsdienſt. Das Abgeord⸗ 
netenhaus verwarf aber dieſen Vorſchlag, weil es die Spaltung des theo⸗ 


) Naſſe: „Die Univerſitäts⸗Studien und Staatsprüfungen der preußifchen 
Verwaltungsbeamten“, Bonn, 1868, bekämpft das Triennium und verlangt 
insbeſondere wegen des Freiwilligenjahres ein mindeſtens vierjähriges Uni⸗ 
verſttäts⸗Studium. Vergleiche Kleinwächter: „Die rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaſtlichen Facultäten in Oeſterreich“, Wien 1876, welcher ſogar ein 
fünfjähriges Univerſitäts⸗Studium befürwortet. 
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retiſchen Unterrichts an der Univerſität für die beiden Hauptbranchen des 
Staatsdienſtes, Juſtiz und Verwaltung, nicht opportun hielt, und ſchlug 
vor, daß die gegenwärtige gemeinrechtliche Staatsprüfung nach drei Jahren 
ſtatt der bloßen Grundlagen der Staatswiſſenſchaften eine genaue 
Kenntniß der ſtaatswifſenſchaftlichen Disciplinen ausgewieſen verlangen 
ſolle. Indeſſen auch die Commiſſions⸗Vorſchläge des Abgeordnetenhauſes 
kamen zum Falle, und war es beſonders Gneiſt, welcher im Hinblicke 
auf die fich entwickelnde Reichsgeſetzgebung einer unreiſen Reform des 
ganzen Prüfungsweſens entgegentrat 5). Auch die Reformverſuche der 
ſüddeutſchen Staaten, insbeſondere Württembergs, blieben bisher ohne 
Erfolg. Dort iſt man einmüthig bereits zur Ueberzeugung gelangt, daß 
eine verſchiedenartige Vorbildung für den Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt 
entſchieden vom Uebel ſei. Bei dieſem Syſteme bleibt für den Verwal⸗ 
tungsbeamten die Juſtiz und für den Juſtizbeamten die Verwaltung 
geradezu eine Terra incognita. 


Schaeffle erſtattete in den Sechziger⸗Jahren unter dem Titel: 
„Zur Frage der Prüfungsanſprüche an den Candidaten des höheren 
Staatsdienſtes“ für die württembergiſche Regierung ein Gutachten, in 
welchem die Schattenſeiten dieſes Syſtems mit ſcharfen Worten getadelk 
werden ). Es kann ſeit Erſcheinen dieſer Schrift und der tüchtigen 
Arbeiten von Jolly )) und Georg Mayer s) als opinio communis 
bezeichnet werden, daß eine Spaltung des rechts- und ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Studiums und ein getrenntes Prüfungs ſyſtem abſolut nicht 
vertheidigt werden kann. Es bleibt alſo nur der Weg übrig, ein 
Prüfungsſyſtem zu decretiren, in welchem von jedem Candidaten unter 
Aufrechthaltung einer vorzüglichen juriſtiſchen Bildung auch Aus⸗ 
weiſe über eine gründliche ſtaatswiſſenſchaftliche Univerſitätsbildung 
verlangt werden ). Dieſes Ziel kann auf dem Boden der öfterreichiichen 
Geſetzgebung mit weniger eingreifenden Veränderungen als in Deutſch⸗ 
land erreicht werden, weil unſer Prüfungsſyſtem bereits den Staats⸗ 
wiſſenſchaften eine gewiſſe ſelbſtſtändige Bedeutung einräumt, wenn auch 
das Maß dieſer Bedeutung uns noch nicht genügend erſcheink. Für 
Oeſterreich liegt der Weg zur Reform nur darin, daß man den Prü⸗ 
fungsſtoff hinſichtlich der ſtreng juridiſchen Materien auf das unent⸗ 
behrlichſte Maß reducirt und daß man dadurch Platz für die eben fo 
wichtigen ſtaatswiſſenſchaftlichen Disciplinen in dem Rahmen der jetzigen, 
unſerer Meinung nach nur etwas umzugeſtaltenden Prüfungen ſchafft. 
Eine Prüfung nach zwei Jahren hält man auch in Deutſchland durch⸗ 
wegs für eine zweckmäßige Einrichtung, weil der Candidat nicht zu 
lange verhindert bleiben ſoll, über einen Theil ſeiner Studien ſich 
prüfungsmäßig ausweiſen zu können. Wie ſoll aber der Prüfungsſtoff 
für dieſes erſte Examen zuſammengeſtellt werden? Auch in dieſem Punkte 
iſt man ſo ziemlich einig. Es ſoll die hier in Rede ſtehende erſte Prüfung 
nicht bloß, wie es gegenwärtig in Oeſterreich der Fall iſt, für die par⸗ 
ticularen Juſtizfächer, ſondern auch für die particularen Verwaltungs⸗ 
fächer die erforderliche allgemein theoretiſche Vorbildung ſichern, und 
ſoll bei dieſer Prüfung nebſt Encyklopädie der Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaſten, womit das ganze Rechtsſtudium zu beginnen hätte und 
womit allein eine gründliche Ueberſicht über die einzelnen Materien der 
Juſtiz⸗ und Verwaltungs-Geſetzgebung gewonnen wird, römiſches und 
kanoniſches Recht, Volkswirthſchaftslehre, Finanzwiſſenſchaft und Theorie 
der Statiſtik gefordert werden. Ein Abriß der römiſchen Rechtsgeſchichte 
und des älteren römischen Civilproceſſes, jedoch nur fo viel als nöthig 
iſt, um die einzelnen Inſtitutionen des römiſchen Rechtes hiſtoriſch ver⸗ 
folgen zu können, fol in das Studium des rbmiſchen Rechtes, ins⸗ 
beſondere in das Collegium über Inſtitutionen mit verflochten werden, 
und ſoll das Studium der deutſchen Reichs- und Rechtsgeſchichte obligat 
nur jenen Candidaten auferlegt werden, welche dem eigentlichen Ge⸗ 
lehrtenberufe ſich widmen. 

Für das kanoniſche Recht genügt ein Semeſter und ſoll in dem 
diesfälligen Collegium weniger Gewicht auf die Formalia der Canones, 
als vielmehr auf das materielle Kirchenrecht ſammt Eherecht gelegt und auf 
die das Rechtsverhältniß zwiſchen Staat und Kirche klarſtellenden 


) Gierke Otto: „Die juriſtiſche Studienordnung“. (Jahrbuch für Geſetzge⸗ 
bung, Verwaltung und Volkswirthſchaft, von Holtzendorff. I. Jahrgang. 
1. Heft. 1877.) 

6) Tübinger Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft. 1869. 

) Jolly L.: „Die Ausbildung der Verwaltungsbeamten“. Tübinger Zeit⸗ 
ſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft. 1875. 

) Meyer Georg: a. a. O. 

) Muther: „Reform des juriſtiſchen Unterrichtes“. Weimar, 1873. 


publica "ecelesiastiea hervorragend Rückſicht genommen werden. Bei 
dem ſo begrenzten Vorbereitungs⸗Studium für die particularen Juſtiz⸗ 
fächer bleibt dem Candidaten in den erſten zwei Jahren Zeit genug, 
um Volkswirthſchaftslehre, Finanzwiſſenſchaft und Theorie der Statiſtik 
nebenbei hören und auch zur Prüfung ſtudiren zu können. Dieſe vor 
Allem gar nicht ſchwierigen Disciplinen bieten ſo viel intereſſante 
Seiten und ſind ſo das Bedürfniß eines jeden gebildeten Mannes, daß 
dieſelben bei der Prüfungsarbeit ſtreng genommen, gar nicht in Anſchlag 
gebracht werden ſollten. Man erreicht damit den großen Vortheil, daß 
der junge Mann im dritten und vierten Jahre an das Studium der 
poſitiven Juſtiz⸗ und Verwaltungsfächer mit dem vollen Apparate eines 
theoretiſch gegliederten Vorſtudiums herantritt und mit Leichtigkeit in 
den Geiſt und die Details der poſitiven Geſetze ſich hineinarbeitet. Wir 
würden am liebſten zum Schluſſe des vierten Jahres nur eine Prüfung 
ſowohl über die poſitiven Juſtiz⸗ als Verwaltungsfächer vorſchlagen, 
weil wir überzeugt find, daß der Candidat alle mit einem Fuße im 
Privat⸗ und mit dem anderen Fuße im öffentlichen Rechte ſtehenden 
Geſetzpartien, jo z. B. das Waſſerrecht, Bergrecht, Privilegien⸗, Muſter⸗ 
und Markenſchutzrecht, Eiſenbahnrecht ꝛc. viel intenſiver und planmäßiger 
ſtudirt, wenn er bei einer Prüfung über den geſammten Inhalt dieſer 
Geſetze Auskunft zu geben verpflichtet iſt. Viele behaupten jedoch, daß 
dieſe Maſſe des Prüfungsſtoffes für ein Examen zu viel wäre und 
daß der Candidat hiedurch geradezu erdrückt würde. Aus dieſem Grunde 
ſind wir ebenfalls für die Beibehaltung einer judiciellen und admini⸗ 
ſtrativen Prüfungsabtheilung und wären, um dem Fleiße des Candi⸗ 
daten gar keine Grenzen zu ſetzen, dafür, ſchon nach dem ſtebenten 
Semeſter denſelben zur judiciellen Prüfung zuzulaſſen, damit er dann 
das ganze achte Semeſter zum Studium der poſitiven Verwaltungsfächer 
übrig behält. In den Inſtructionen für dieſe beiden Prüfungs⸗Commiſ⸗ 
fionen würden wir ein Hauptgewicht darauf legen, daß der Candidat 
immer einen klaren Ueberblick über das Wechſelverhältniß zwiſchen 
Juſtiz und Verwaltung auszuweiſen hat, daß er die gegenſeitigen 
Jurisdictionen, den Unterſchied zwiſchen materieller und formeller Com⸗ 
petenz der einzelnen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden genau kennt, 
mit Einem Worte, daß er wohl nur in zwei Prüfungen über das 
Detail der beiden Materien geprüft werden kann, daß er aber über 
die Hauptcontouren der Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗Disciplinen in jeder 
dieſer Prüfungen Beſcheid zu geben verbunden iſt. Nur ſo wird das 
Wiſſen des Univerſitäts⸗Hörers jene Abrundung bis zum Schluſſe der Stu⸗ 
dienzeit erhalten, daß er ſowol im Juſtiz⸗ als Verwaltungs dienſte ſeinen 
Platz nach den Anforderungen der Neuzeit auszufüllen in der Lage iſt. 

Um Uebrigens auch noch durch die Praxis auf die Completirung 
des Wiſſens in juridiſcher und adminiſtrativer Richtung hinzuwirken, 
würden wir die Erlaſſung einer Vorſchrift befürworten, daß jeder 
Candidat des Juſtizdienſtes vor Ablegung der Richteramtsprüfung 
früher ein Jahr in der Verwaltung und daß jeder Candidat des Ver⸗ 
waltungsdienſtes vor Ablegung der praktiſch⸗politiſchen Dienſtprüfung 
ein Jahr in der Juſtizbranche Praxis zu nehmen verpflichtet ſei — 
eine Idee, welche durch die neue deutſche Reichsgeſetzgebung hinſichtlich 
der Rechtscandidaten des Juſtizdienſtes auf die Weiſe bereits legislative 
Anerkennung geſunden hat, daß es den Candidaten des Juſtizdienſtes 
geſtattet iſt, von den drei praktiſchen Vorbereitungsjahren vor Ablegung 
der Richterprüfung ein Jahr in der Verwaltung dienen zu dürfen. 
Wir wollen dieſen Gedanken für Oeſterreich hier nur anregen und ſind 
überzeugt, daß bei der künftigen Unvermeidlichkeit der Verlängerung 
der praktiſchen ſowohl judiciellen als politiſchen Vorbereitungszeit von 
einem auf mindeſtens zwei Jahre in einer derartigen, obligatoriſch 
beide Dienſtzweige gleichmäßig treffenden Verfügung keine Härte gegen 
die jungen Beamten liegt, weil ſie am Ende vor zwei Jahren doch 
nirgends, auch ſelbſt in Oeſterreich nicht, eine ſelbſtſtändige Stellung 
als Richter oder Verwaltungsbeamte zu erreichen Ausſicht haben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der örtlichen Competenz zur Es tſcheidung 
über Erſatzanſprüche, welche von einer Gemeinde gegen eine andere 
im Grunde der §§ Es und 29 des Heimatgeſetzes erhoben werden. 


Im September 1876 würde von der Gemeinde U. ein am 
Drau⸗Ufer bei der Ortſchaft S. im Waſſer befindlicher männlicher 
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Leichnam an's Ufer geſchafft, ohne vorhergegangene Anzeige an die 
politiſche Bezirksbehörde von einer aus dem Gemeindeſeeretär und 
einem praktiſchen Arzte beſtehenden Commiſſion beſichtigt, deſſen Perſons⸗ 
beſchreibung aufgenommen, wegen weit vorgeſchrittener Verweſung 
jedoch eine Obduction desſelben unterlaſſen und die ſofortige Beerdigung 
veranlaßt. 

Die Gemeinde U. requirirte auf Grund der beſtimmten Aeußerung 
der bei der Leichenbeſchau intervenirenden Commiſſionsmitglieder, daß 
die aus der Drau gezogene Leiche mit dem vermißten Ferdinand 
H. identiſch und alſo der Identitätsbeweis erbracht ſei, den Todten⸗ 
ſchein vom Pfarramte in U. und legte denſelben der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft W. gleichzeitig mit dem Anſuchen vor, die anläßlich der 
commiſſionellen Beſichtigung der Leiche, dann ihrer Beerdigung aufge⸗ 
laufenen Koſten einbringlich zu machen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft gab der Gemeindevorſtehung in U. 
bekannt, daß der von ihr geſtellte Anſpruch auf Erſatz der Beerdigungs⸗ 
und Commiſſionskoſten pr. 13 fl. 75 kr., ſeitens der Heimatsgemeinde 
des Ferdinand H. unbegründet ſei, weil ſolche Koſten für vermögens⸗ 
loſe Individuen nicht zu den von der Heimatsgemeinde nach § 24 des 
Heim.⸗Geſ. vom 3. December 1863 zu tragenden und beziehungsweiſe 
nach den 88 28 und 29 desſelben Geſetzes zu erſetzenden Koſten der 
Armenverſorgung gehören, ſondern als ortspolizeiliche Auslagen die 
Gemeinde des Sterbeortes treffen, daß demnach die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft dieſen Erſatzanſpruch nicht unterſtützen könne, der Gemeindevor⸗ 
ſtehung übrigens gegen dieſe Entſcheidung im Beſchwerdefalle der 
Recurs an die Landesbehörde freiſtehe. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde U. den Recurs 
an die Landesbehörde, worin ſie ausführte, daß mit Rückſicht auf den 
Umſtand, als Ferdinand H. in ihrem Gemeindegebiete nicht geſtorben ſei, 
fondern deſſen Leiche angeſchwemmt und aus dem Waffer gezogen 
wurde, die Argumentation der Bezirks hauptmannſchaft nicht zutreffend Sei. 

Die Landesregierung fand mit Erlaß vom 9. März 1877 die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft W., betreff des Erſatzes der 
Commiſſions⸗ und Beerdigungskoſten wegen Incompetenz aufzuheben 
und es der Gemeindevorſtehung U. zu überlaſſen, zur Geltendmachung 
ihres Erſatzanſpruches weitere Schritte einzuleiten, da zur Entſcheidung 
über Erſatzanſprüche, welche von einer Gemeinde gegen eine andere 
Gemeinde im Grunde der §s 28 und 29 des Heim.⸗Geſ. erhoben 
werden, nur jene politiſche Bezirksbehörde, in deren Sprengel die 
Gemeinde gelegen iſt, gegen welche der Erſatzanſpruch gerichtet iſt, 
competent ſei. ? 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 22. Mai 1877, 
3. 4516 über Recurs der Gemeinde U. gegen die Statthalterei⸗Ent⸗ 
ſcheidung vom 9. März 1877, dieſe Entſcheidung behoben, „weil der 
Bezirkshauptmann in W. dadurch, daß er mit ſeinem Beſcheide die in 
ſeinem Amtsgebiete liegende Gemeinde U. im Sinne der geſetzlichen 
Vorſchriften für verpflichtet erklärte, die oben bezeichneten Koſten als 
localpolizeiliche Auslagen zu tragen, ſeinen Wirkungskreis nicht über⸗ 
ſchritten habe.“ M. 


Durch die fe tens der Trauungswerber ia den Necursſchriften 
ausgeſprachene Confeſſionsloſigkeitserklärung erſcheint die geſetz⸗ 
liche Vorausſetzung zur Eingehung einer Civilehe nicht hergeſtellt. 

Die griech. kathol. Brautleute Jakob und Eva B. ſtellten an die 
Bezirkshauptmannſchaft wiederholt das Verlangen um das civile Auf⸗ 
gebot und ihre civile Trauung, da ſie feſt entſchloſſen ſeien, eine Civil⸗ 
ehe einzugehen und ſich von ihrem Pfarrer M., welcher das Vertrauen 
ſeiner Pfarrlinge verwirkt habe, nicht trauen zu laſſen. 

Mit dem Beſcheide vom 29. October 1876 bedeutete der Bezirks⸗ 
hauptmann den Brautleuten, daß ihrem Einſchreiten um die civile Trau⸗ 
ung keine Folge gegeben werden könne, weil im gegebenen Falle, wo ſie 
ungeachtet der bezirkshauptmannſchaftlichen Aufforderung und der erklärten 
Bereitwilligkeit ihres zuſtändigen griech. kathol. Pfarrers die kirchliche 
Ehe nicht ſchließen wollen, das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47, keine Anwendung finde. 

Im Statthaltereirecurſe brachten die Brautleute vor, daß wider 
die von ihnen beabſichtigte kirchliche Eheſchließung durch 5 Jahre hin⸗ 
durch die nichtigſten Anſtände und Schwierigkeiten vom Pfarrer erhoben 
worden ſeien, ohne daß ihre bei der Bezirkshauptmannſchaſt deßhalb 
eingebrachten zahlreichen Beſchwerden bisher von Erfolg begleitet geweſen 
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wären; daß daher auch die angebliche gegenwärtige Bereitwilligkeit des bei Exfolglaffung von Abfertigungen gegen Verzichtleiſtung auf die Militär⸗Ver⸗ 
Pfarrers zur Copulirung nur als neuer Vorwand, um ſie noch weiter ſorgung normirt wird, mit der Afforderung übermittelt, das Geeignete zu ver⸗ 
hinauszuziehen, keine Berüdfichtiguug mehr verdiene, und daß, ſoferne in anlaſſen, daß dieſe Circularverordnung auch den Gemeindevorſtehern, mit Hin⸗ 
der Beibehaltung ihres bisherigen Religionsbekenntniſſes ſeitens der Statt⸗ weis auf die darin enthaltene Berufung derfelben zur Intervenirung bei Aus⸗ 
halterei ein Hinderniß gegen die verlangte Civilehe erblickt werden ſtellung der fraglichen Verzichts⸗Reverſe der Invaliden, zur Darnachachtung 
ſollte, ſie nunmehr hiemit ihren Austritt aus ihrer Religions⸗Genoſſen⸗ gehörig bekannt gegeben werde. 
ſchaft und von nun an ſich als confeſſionslos erklären. Circular-Verordnung des k. und k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums 
Mit Entſcheidung vom 24. November 1876. fand die Statt⸗ vom 29. Juli 1877, Abth. 9, Nr. 3174. 
halterei dem Recurſe keine Folge zu geben, „weil, nachdem die Braut⸗ 
leute B. griechiſch⸗katholiſch ſeien und der betreffende Pfarrer ſeine an ein uf 5 een Versorgung gen 5 
Bereitwilligkeit ſogar zur unentgeltlichen Vornahme des Aufgebotes und Zur Sicherung des Aerars, ſowie zur Erzielung eines gleichſörmigen 
der Trauung erklärt hat, keine Nothwendigkeit zur Civilehe vorhanden ſei“. Vorganges bei Erfolglaſſung von Abfertigungen gegen Verzichtleiſtung auf die 
In dem gegen dieſe Eatſcheidung eingebrachten Recurſe ſagen die Militär⸗Verſorgung (Penſion, Invaliden⸗Penſion, Patenfal⸗Invaliden Löhnung) 
Brautleute, daß fie auf ihrer im Statthalterei⸗Recurſe erklärten Con⸗ findet das k. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium, im Einvernehmen mit den betheiligten 
feſſionsloſigkeit beharren. Die Statthalterei hätte bei ihrer Entſcheidung Centralſtellen, Folgendes anzuordnen: 
auf dieſe Erklärung Vedacht nehmen müſſen, weil Augeſichts derſelben Die k. k. Officiere, See⸗Cadeten, Militär⸗ und Marine⸗Beamten, dann die 
die angebliche Bereitwilligkeit des griech. kathol. Ortspfarrers nunmehr ſonſt im Gage-Bezuge geſtandenen Militär⸗Perſonen des Ruheſtandes, welche 
ohne Belang fei- RL. . unter den Bedingungen des § 23 des Militär⸗Verſorgungs⸗Geſetzes auf die Ab⸗ 
Das k. . Miniſterium des Innern hat ddo. 19. Juni 1877, fertigung Anſpruch haben, find bei Empfangnahme der Abfertigungsſumme zur 
8• 5286 entſchieden: „Dem Recurſe des Jakob und der Eva B. in Beibringung eines von zwei Zeugen mitgefertigten und gerichtlich oder notariell 
K. wird keine Folge gegeben, weil die in der Statthalterei⸗Berufung | fegatifiten Verzichts⸗Reverſes zu verhalten. 
nur nebenbei und bedingungsweiſe ausgeſprochene Confeſſionsloſigkeits⸗ Iſt der Abfertigungswerber verehelicht und hat deſſen Ehegattin für den 
Erklärung der Recurrenten, auf welche fie ſich im Miniſterial⸗Recurſe Fall des Witwenſtandes Anſpruch auf einen normalmäßigen Verſorgungsgenuß 
berufen, den Bedingungen des Artikels 6 des Geſetzes vom 25. Mai aus dem Staatsſchatze, jo muß der auszuſtellende Verzichts⸗Revers, da der vor⸗ 
a. (R. G. Bl. Nr. 49) und der Miniſterial⸗Verordnung vom 18. erwähnte Verſorgungs⸗Anſpruch der Gattin durch die Empfangnahme der Abfer⸗ 
Jauner 1869 (R. G. Bl. Nr. 13) nicht vollkommen entſpricht, und tigung ſeitens des Gatten erliſcht, auch von der betheiligten Ehegattin mitge⸗ 
ſomit die Recurrenten noch als Angehörige der griech. kathol. Kirche fertigt ſein. 
angeſehen werden müſſen, im Hinblick auf dieſen Umſtand aber bei der Bei Abfertigungen der Invaliden⸗Penſioniſten, Patental- oder Vorbehalts 


ausgeſprochenen Bereitwilligkeit des zuſtändigen Ortsſeelſorgers zur Vor⸗ iſt zwar von der gerichtlichen oder notariellen Legaliſirung der aus⸗ 


nahme des Aufgebotes und der Trauung der Beſchwerdeführer und zuſtellenden Virzichts⸗Reverſe abzuſehen, doch müſſen dieſe Reverſe nebſt der 
ſonach bei dem Mangel ordnungsmäßigen Nachweiſes über die Weige⸗ Beſtätigung durch zwei glaubwürdige Zeugen auch von dem Vorſtande der zu⸗ 
rung des competenten Seelſorgers die Vorausſetzungen, unter welchen ständigen Gemeinde des Abfertigungswerbers durch Mitfertigung und Beidrückung 
nach Art. II des Geſetzes vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 47) des Amtsfiegels beſtätigt fein. 

die Civilehe ſtatthaſt iſt, nicht eintreffen und die angefochtene 3 Von diefer Formalität iſt nur in jenen Fällen abzugehen, wenn auf die 
dung ſich ſomit als begründet erweist“. Invaliden⸗Verſorgung gegen Abfertigung gleich bei der Superarbitrirung Verzicht 
geleiſtet wird, weil in dieſem Falle die Verzichtleiſtung des Invaliden ohnehin 
in der Superarbitrirungs⸗Liſte zum Ausdrucke gelangt. 

Die normalmäßig gebührenden Abfertigungsbeträge ſind den Bezugsbe⸗ 
rechtigten in der Regel nur bei jener Zahlſtelle zu verabfolgen, an welche die⸗ 
ſelben mit dem Bezuge der dauernden Verſorgungsgenüſſe gewiefen waren. 

Gleichzeitig iſt wegen Siſtirung des dauernden Verſorgungsgenuſſes und 
Einziehung der bezüglichen Urkunde (Zahlungsbogen) das Entſprechende zu 
verfügen. 

In jenen Fällen aber, in denen dem Abfertigungswerber der dauernde 
Verſorgungsgenuß noch nicht angewieſen war, hat das General-, reſpective Militär⸗ 
Commando die Caſſe zu beſtimmen, bei welcher die Abfertigung zu verabfolgen iſt. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 
Beſitzſtörungsklagen in Waſſerrechts angelegenheiten. 


Gegen die nach dem Waſſerrechtsgeſetze zu behandelnden Be⸗ 
ſchwerden wegen geſtörten Beſitzes von Waſſeranlagen u. dgl. findet 
die Einwendung der dreißigtägigen Klagenverjährung nach der k. Ver⸗ 
ordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, über das 
Verſahren in Beſitzſtörungsangelegenheiten nicht ſtatt. Derlei Beſchwerden 
können auch nach Verluuf obiger Friſt rechtswirkſam bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden eingebracht werden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 25. Jänner 1877, Z. 507. 


Aufſatzbretter bei Waſſerwehren. 

Nach der gewöhnlichen Einrichtung der Mühlwerke wird dort, 
wo Ueberfallswehren beſtehen, die Waſſerſpannung durch die Ueberſall⸗ 
tafel, beziehungsweiſe deren Schweller limitirt und erſcheint der Gebrauch. 
von Aufſatzbrettern, inſoweit die berechtigte Stauhöhe nicht in anderer 
Weiſe nachgewieſen wird, als eine mißbräuchliche Vorrichtung. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 10. Februar 18 77, 3. 60. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Krain Hofrath Dr. 
Friedrich Kaltenegger Ritter von Riedhorſt das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obereommiſſär Anton Kobath 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Conſularagenten in Moſtaganem Anton 
Pizzoli das goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Rechnungsrevidenten Heinrich Her ber⸗ 
ger, Karl Hinke und Franz Rehor zu Rechnungsräthen bei dem Rechnungs⸗ 
departement der böhmiſchen Statthalterei ernannt 


Erledigungen. 


Mehrere Steuerinſpectorenſtellen für den directen Steuerdienſt bei den 
k. k. Bezirkshauptmannſchaften in N.⸗Oe. in der neunten Rangsclaſſe, bis 


Verordnungen. 
11. September. (Amtsbl. Nr. 183.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 11. Auguſt 1877, 3. 11.304 mit 
Mittheilung der Cireularverorduung des k. u. k. Reichskriegsminiſteriums vom 
29. Juli 1877, Abth. 9, Nr. 3174, betreffend den Vorgang bei Erfolglaſſung 
von Abfertigungen gegen Verzichtleiſtung auf die Militärverſorgung. 
Ueber das unterm 29. Juli d. J., Nr. 3174 geſtellte Erſuchen des k. u. k. 
Reichskriegsminiſteriums wird Hochdenſelben in der Anlage eine Abſchrift der in 
dem 37. Stücke des Verordnungsblattes für das k. k. Herr verlautbarten Circu⸗ 
lar⸗Verordnung vom 29. Juli 1877, Abth. 9, Nr. 3174, womit der Vorgang 


BRETTEN EEEEESTSTSEISTOKIIOHGEOHRITCH REITER TOTEN eee 
7 In Carl n een lung in Heidel⸗ 
berg iſt ſoeben erſchienen: 

“ Siegel Carl, großh. badiſcher Oberamtmann in Achern: Ueber 
die Vertheilung der Liebesgaben. Ein Beitrag zur freiwilligen 
10 Armenpflege. gr. 8. broſch. 2 M. 
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